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Unabhängig hiervon wird die Klägerin vor dem
Hintergrund der bei ihr bestehenden schweren Er-
krankung und der schon heute gezeigten extremen
Destabilisierung nicht in der Lage sein, in der Tür-
kei im Anschluss an ihre Abschiebung und die damit
für sie zwangsläufig verbundene Verschlimmerung
ihres Gesundheitszustandes die für sie alsdann noch
umso dringlicher gebotene medizinische Hilfe zu er-
fahren, zumal die hier vorliegende Traumatisierung
durch Vergewaltigung einen Fall mit einer beson-
ders ungünstigen Prognose, nämlich den Fall des
sog. „man made disaster” (vgl. Koch in: Asylpraxis
Band 9 Seite 71) darstellt. Denn unabhängig von
der Frage, ob posttraumatische Belastungsstörun-
gen in der Türkei behandelbar sind und ob die Klä-
gerin eine solche Behandlung unter finanziellen Ge-
sichtspunkten erreichen könnte, gilt im vorliegen-
den Fall, dass die Klägerin nach ihrer Rückkehr auf-
grund ihres Rückzugsverhaltens, ihrer Depressivität
und ihrer Ängste nicht in der Lage sein wird, eine
solche Behandlung aus eigener Kraft oder durch ent-
sprechende Einwirkungen durch Verwandte mittels
deren Hilfestellung anzutreten. Für die Klägerin be-
steht somit bei einer Rückkehr in die Türkei unge-
achtet der vom Bundesamt behaupteten
Behandlungsmöglichkeiten die ganz konkrete
Gefahr eines psychischen Zusammenbruchs, wenn
nicht gar des Suizids, und damit eine extreme
individuelle Gefahrensituation.

Steht danach zur Überzeugung des Gerichts fest, dass
sich der Krankheitszustand der Klägerin im Falle ei-
ner Abschiebung in ihr Herkunftsland alsbald nach
ihrer Rückkehr wesentlich bzw. angesichts ihrer er-
heblichen Suizidalität sogar lebensbedrohlich ver-
schlechtern würde, so steht ihr ein Anspruch auf die
Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen des
§ 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich der Türkei
zu. Die Anwendung des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG
wird nicht durch § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG ge-
sperrt. Angesichts des vielfältigen Symptombildes
der posttraumatischen Belastungsstörung kann nicht
angenommen werden, dass diesbezüglich ein Bedürf-
nis nach einer ausländerpolitischen Leitentscheidung
nach § 60 a Abs. 1 AufenthG besteht (vgl. hierzu
BVerwG, Urt. v. 18.07.2006 — 1 C 16/05 — Juris -).
Im Übrigen ist inzwischen allgemein anerkannt, dass
die an einer posttraumatischen Belastungsstörung er-
krankten Personen, deren Erkrankung auf willentlich
durch Menschen verursachte Traumata beruht, nicht
Teil einer Bevölkerungsgruppe sind (vgl. OVG
Münster, Beschl. v. 16.02.2004, Asylmagazin
6/2004, 30; OVG Koblenz, Urt. v. 23.09.2003, Asyl-
magazin 4/2004, 33 und Urt. v. 09.02.2007 — 10 A
10952/06.OVG-; VGH Kassel, Beschl. v.
09.01.2006 — 7 ZU 1831/05.A -).

Urteil
VG Stuttgart, § 60 Abs. 1 AufenthG
Abschiebeschutz für Irakerin

Eine junge irakische Frau, die auf den westlichen
Lebensstil orientiert ist und ein nichteheliches Kind hat,
wäre bei ihrer Rückkehr in den Irak von geschlechtsspe-
zifischer Verfolgung bedroht.
Urteil des VG Stuttgart vom 26.6.07 — A 6 K 394/07

Aus dem Sachverhalt:
Die Klägerin wurde am [...] 1990 in Bagdad ge-

boren. Sie ist irakische Staatsangehörige und kurdi-
sche Volkszugehörige. Sie ist nach Aktenlage Sunni-
tin. Sie reiste zusammen mit ihrer Mutter im Novem-
ber 2000 mit einem LKW, von der Türkei kom-
mend, in die Bundesrepublik Deutschland ein. Ihre
Mutter stellte am [...] 2000 Asylanträge; die Mutter
wurde dazu durch das damalige Bundesamt für die
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge am [...]
2000 angehört. Durch Bescheid vom [...] 2001
lehnte das Bundesamt die Asylanträge der Klägerin
und ihrer Mutter ab, stellte jedoch zugleich fest, dass
die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG
hinsichtlich des Irak vorliegen. Der Bescheid wurde
bestandskräftig. [...]

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
widerrief durch Bescheid vom [...] 2007 die im Be-
scheid vom [...] 2001 getroffene Feststellung, dass
die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG vorliegen.
Ferner stellte es fest,, dass die Voraussetzungen des
§ 60 Abs. 1 AufenthG nicht vorlägen. Zur Begrün-
dung führte das Bundesamt aus, die zuständige Aus-
länderbehörde habe nicht die Absicht, den Aufent-
halt der Klägerin zu beenden. Der Widerruf habe le-
diglich die Funktion der Statusbereinigung. Die Aus-
führungen des Prozessbevollmächtigten der Klägerin
beträfen die Thematik des § 60 Abs. 7 AufenthG, je-
doch sei eine Entscheidung darüber wegen fehlender
Absicht der Aufenthaltsbeendigung obsolet. Der Wi-
derruf beruhe auf § 73 Abs. 1 S. 1 AsylVfG. Die Klä-
gerin sei vor erneuter politischer Verfolgung im Irak
hinreichend sicher. Zwingende, auf früheren Verfol-
gungen beruhende Gründe gemäß § 73 Abs. 1 S. 3
AsylVfG seien nicht ersichtlich. Es bestehe auch kein
Abschiebeverbot im Sinne von § 60 Abs. 1 Auf-
enthG. Anknüpfungspunkte für drohende
Verfolgung durch staatsähnliche oder nichtstaatliche
Akteure seien nicht ersichtlich. [...]

Aus den Gründen:
[...] Die Klage ist mit dem Hauptantrag zulässig

und begründet. Der Widerruf der Feststellung des
Vorliegens der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1
AuslG und die Feststellung, dass das Abschiebungs-
verbot nach § 60 Abs. 1 AufenthG nicht vorliegt,
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sind rechtswidrig und verletzen die Klägerin in ihren
Rechten (§113 Abs. 1 S. 1 VwGO). [...]

Maßgebende Bestimmung zur Beurteilung der
Rechtmäßigkeit des Widerrufs ist § 73 Abs. 1
AsylVfG in der seit 1.1.2005 geltenden Fassung, da
das Gericht nach dem unverändert gebliebenen § 77
Abs. 1 Satz 1, 1. Halbsatz AsylVfG auf die Sach- und
Rechtslage im Zeitpunkt der letzten mündlichen
Verhandlung abzustellen hat. Diese Bestimmung ist
auch auf einen Widerrufsbescheid anzuwenden, der
einen Ausgangsbescheid betrifft, bei dem das Verbot
der Abschiebung politisch Verfolgter noch auf den
bis zum 31.12.2004 geltenden § 51 Abs. 1 AuslG
gestützt worden ist, denn der Bescheid bleibt wirk-
sam, weil er sich durch die zum 1.1.2005 eingetrete-
ne Rechtsänderung nicht erledigt hat (§ 43 Abs. 2
VwVfG). Weil allerdings die Voraussetzungen des
nunmehr anstelle des § 51 Abs. 1 AuslG geltenden
§ 60 Abs. 1 AufenthG wegen dessen Sätzen 3 und 4
insgesamt weiter sind, ist ein Widerruf der Feststel-
lung, dass die Voraussetzungen des § 51 AuslG vor-
liegen, rechtswidrig, wenn die weiteren Vorausset-
zungen des § 60 Abs. 1 AufenthG noch gegeben
sind. So ist es im vorliegenden Fall. Der Klägerin
würde bei einer Rückkehr mit beachtlicher Wahr-
scheinlichkeit geschlechtsspezifische Verfolgung
durch nichtstaatliche Akteure im gesamten Irak dro-
hen, ohne dass der Staat oder staatsähnliche Organi-
sationen sie davor schützen könnten (§ 60 Abs. 1
Sätze 1, 3 und 4 c AufenthG). Es besteht also nicht
nur eine Verfolgungssituation im Sinne von § 60
Abs. 7 AufenthG, über deren Vorliegen das
Bundesamt in der Tat nicht entschieden hat.

Ein typischer Fall der geschlechtsspezifischen Verfol-
gung ist die Entrechtung von Frauen, sei es durch se-
xuelle oder sonstige Gewalt, „Ehrenmorde ” , fortlau-
fende Diskriminierung in der Öffentlichkeit und in
der Familie, aber auch durch die Praxis, Frauen, die
sich den herrschenden repressiven Vorschriften über
die Bekleidung und das Auftreten in der Öffentlich-
keit verweigern, zu misshandeln oder ihnen noch
Schlimmeres anzutun. All dies geschieht im gesam-
ten Irak fortlaufend, wie das Gericht den verwerteten
Erkenntnismitteln entnimmt.

Das Auswärtige Amt führt im Lagebericht vom
11.1.2007 (wie schon in früheren Stellungnahmen)
aus, die prekäre Sicherheitslage und wachsende fun-
damentalistische Tendenzen hätten negative Auswir-
kungen auf das Alltagsleben und die politischen Frei-
heiten der Frauen. Der US-Menschenrechtsbericht
2005 erläutere, dass irakische Frauen in Basra getötet
worden seien, weil sie traditionelle Bekleidungsvor-
schriften nicht befolgt hätten. Die irakische Polizei
berichte, dass es im Juli 2005 in Bagdad mehrere Fäl-
le von Säureattentaten gegen Frauen gegeben habe,

weil die Opfer es abgelehnt hätten, sich zu verschlei-
ern. In der irakischen Gesellschaft seien Tendenzen
zur Durchsetzung islamischer Regeln, z.B. Kleider-
vorschriften, erkennbar und nähmen zu. Frauen wür-
den verstärkt unter Druck gesetzt, was ihre Freizügig -

keit und ihre Möglichkeit zur Teilnahme am öffentli-
chen Leben einschränke. Ähnliches beschreibt
UNHCR in seinen Anmerkungen zur Situation von
Frauen im Irak (vgl. im einzelnen Seiten 4 ff).
UNHCR führt auch ausdrücklich aus, die irakischen
Behörden seien nicht in der Lage, ausreichenden
Schutz gegen Verfolgungen durch nichtstaatliche
Akteure zu bieten (Seiten 8 und 9). In der
Verlautbarung vom 5.4.2007 wird die bisherige
Einschätzung aufrecht erhalten.

Von derartiger Verfolgung wird speziell auch die
Klägerin betroffen sein. Sie machte auf das Gericht in
der mündlichen Verhandlung den Eindruck einer
„westlich ” orientierten, selbstbewussten jungen
Frau. Sie unterscheidet sich im „Outfit” und Verhal-
ten nicht von einer Deutschen gleichen Alters. Das
Gericht nimmt ihr ohne weiteres ab, dass sie viel bes-
ser Deutsch als Kurdisch spricht. Sie ist nicht religiös
und kann mit den Begriffen „Schiiten ” und „Sunni-
ten ” nichts anfangen. Sie möchte eine Beruf (Kran-
kenschwester) erlernen und ihren Lebensunterhalt
selbst verdienen. Zudem hat sie ein uneheliches
Kind. Mit ihrer Lebensweise ist sie selbst bei ihrer
Mutter angeeckt und hat mit ihr längere zeit keinen
Kontakt gehabt. Umso mehr würde sie bei einer Rüc-
kkehr in den Irak, den sie im Alter von zehn Jahren
verlassen hat, Anstoß erregen, und zwar selbst wenn
sie sich (was sie aber nicht will) in der Öffentlichkeit
den dortigen Bekleidungsvorschriften unterwerfen
würde. Als unverheiratete Frau mit eine kleinen
Kind, die im Irak keine näheren Verwandten und
auch keine Freunde hat, mit ihrem selbstbewussten
Auftreten sowie bei ihrer Unkenntnis der religiösen
Vorschriften und der unvollkommenen Beherr-
schung der Landessprache würde sie mit großer
Wahrscheinlichkeit alsbald ins Blickfeld von Funda-
mentalisten geraten; dies würde dann mit beachtli-
cher Wahrscheinlichkeit zu den von UNHCR und
dem Auswärtigen Amt beschriebenen schlimmen
Repressalien führen, ohne dass sie Schutz vor Verfol-
gung erwarten könnte (ebenso in einem ähnlichen
Fall VG Göttingen, urteil vom 31.1.2006 — 2 A
227/05 -, Juris und ebenso für Frauen, die im Irak
nicht im Familienverbund leben: Niedersächsisches
OVG, Beschluss vom 16.2.2006 — 9 LB27/03 -,
Juris).
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